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Text 

III. Widerruf einer bedingten Nachsicht 

§ 494a. (1) Wird jemand wegen einer strafbaren Handlung verurteilt, die er vor Ablauf der Probezeit 
nach einem Schuldspruch unter Vorbehalt der Strafe, einer bedingten Nachsicht oder bedingten 
Entlassung begangen hat, so hat das erkennende Gericht nach den folgenden Bestimmungen vorzugehen: 

 1. Liegen die Voraussetzungen für ein Unterbleiben des nachträglichen Ausspruches der Strafe 
(§§ 15, 16 JGG) vor, so ist auszusprechen, daß die neue Verurteilung für einen solchen 
Ausspruch keinen Anlaß bildet. 

 2. Liegen die Voraussetzungen für das Absehen vom Widerruf einer bedingten Nachsicht oder 
bedingten Entlassung vor, so ist auszusprechen, daß von einem Widerruf aus Anlaß der neuen 
Verurteilung abgesehen wird. 

 3. Liegen die Voraussetzungen für einen nachträglichen Ausspruch der Strafe (§§ 15, 16 JGG) vor, 
so ist die Strafe in einem Ausspruch so zu bemessen, wie wenn die Verurteilung wegen beider 
strafbarer Handlungen gemeinsam erfolgt wäre; im übrigen ist auszusprechen, daß in dem 
Verfahren, in dem der Schuldspruch unter Vorbehalt der Strafe ergangen ist, ein nachträglicher 
Strafausspruch nicht mehr in Betracht kommt. 

 4. Liegen die Voraussetzungen für den Widerruf einer bedingten Nachsicht oder bedingten 
Entlassung vor, so ist der Widerruf auszusprechen. 
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(2) Ein Ausspruch nach Abs. 1 Z. 4 steht dem Einzelrichter beim Gerichtshof erster Instanz nur bei 
Strafen und Strafresten zu, die das Ausmaß von je fünf Jahren nicht übersteigen, und dem Bezirksgericht 
nur bei Strafen und Strafresten, die das Ausmaß von je einem Jahr nicht übersteigen. Der Widerruf einer 
bedingten Nachsicht der Unterbringung in einer Anstalt für geistig abnorme Rechtsbrecher nach § 21 
Abs. 1 StGB oder der bedingten Entlassung aus einer solchen Unterbringung oder einer lebenslangen 
Freiheitsstrafe ist dem Schöffen- oder Geschworenengericht vorbehalten; der Widerruf einer bedingten 
Nachsicht der Unterbringung in einer Anstalt für geistig abnorme Rechtsbrecher nach § 21 Abs. 2 StGB 
oder der bedingten Entlassung aus einer solchen Unterbringung steht dem Bezirksgericht nicht zu. Soweit 
das erkennende Gericht sonach eine Entscheidung nach Abs. 1 Z. 4 nicht treffen darf, hat es 
auszusprechen, daß die Entscheidung über den Widerruf dem Gericht vorbehalten bleibt, dem sonst die 
Entscheidung zukäme. 

(3) Vor der Entscheidung hat das Gericht den Ankläger, den Angeklagten und den Bewährungshelfer 
zu hören und Einsicht in die Akten über die frühere Verurteilung zu nehmen. Von der Anhörung des 
Angeklagten kann abgesehen werden, wenn das Urteil in seiner Abwesenheit gefällt wird und ein 
Ausspruch nach Abs. 1 Z. 1 oder 2 erfolgt. Von der Anhörung des Bewährungshelfers kann abgesehen 
werden, wenn das Gericht einen nachträglichen Strafausspruch oder einen Widerruf nicht in Betracht 
zieht. Anstelle der Einsicht in die Akten kann sich das Gericht mit der Einsicht in eine Abschrift des 
früheren Urteils begnügen, wenn dieses eine ausreichende Grundlage für die Entscheidung nach Abs. 1 
darzustellen vermag. 

(4) Die Entscheidungen nach Abs. 1 mit Ausnahme des Strafausspruches nach Z. 3 erster Satz sowie 
der Vorbehalt nach Abs. 2 ergehen mit Beschluß. Der Beschluß ist gemeinsam mit dem Urteil zu 
verkünden und auszufertigen. Der Beschluß und sein Unterbleiben können mit Beschwerde angefochten 
werden. 

(Anm.: Abs. 5 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 55/1999) 

(6) In einem Beschluß, mit dem vom Widerruf einer bedingten Nachsicht oder bedingten Entlassung 
abgesehen wird, kann das erkennende Gericht auch die Probezeit verlängern; zugleich mit einem 
Ausspruch nach Abs. 1 Z 1 oder 2 können auch Weisungen erteilt, die Bewährungshilfe angeordnet und 
familien- oder jugendwohlfahrtsrechtliche Verfügungen getroffen werden (§§ 53 Abs. 3, 54 Abs. 2 StGB, 
15 Abs. 2 JGG). 

(7) Das erkennende Gericht hat unverzüglich alle Gerichte zu verständigen, deren 
Vorentscheidungen von einer Entscheidung nach den vorstehenden Bestimmungen betroffen sind. 
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